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ZUM BEBAUUNGSPLAN NR. 1 "VOR DEM 
S C H ~ ~ ~ E L B E R G " -  I. ÄNDERUNG 
ORTSTEIL WALLE 
DER GEMEINDE WINSEN (ALLER) 

1.0 VORBEMERKUNG 2.0 PLANGEBIET 

Der Rat der Gemeinde Winsen (Aller) hat in seiner Der Geltungsbereich befindet sich im Ortsteil Walle 
Sitzung am 21.10.1996 die 1. Änderung des Bebau- der Gemeinde Winsen (Aller). Er liegt im bereits 
ungsplanes Nr.1 "Vor dem Schüttelberg" in Walle bebauten Gebiet der Ortschaft Walle, zwischen dem 
beschlossen. Ziegeleiweg und dem Bremer Weg. 

Als wesentliche Inhalte setzt der rechtskräftige 
Die Träger öffentlicher Belange wurden am Aufstel- Bebauungsplan eine Dorfgebietsnutzung in einge- 
lungsverfahren mit Schreiben vom 23.01.1996 betei- schossiger offener Bauweise und mit einer Gmndflä- 
ligt. chenzahl sowie einer Geschoßflächenzahl von 0.2 

fest. Zusätzlich ist die Bauweise auf Einzel- und Dop- 
pelhäuser begrenzt. Betriebe zur Verarbeitung und 

Die frühzeitige Bürgerbeteiligung wurde am Sammlung land- und forsiwirtschaftlicher Erzeugnisse 
22.06.1 995 durchgeführt. sind von der Nutzungszulässigkeit ausgenommen. 

Für den Bebauungsplan gilt die Baunutzungsverord- 
In seiner Sitzung am 03.09.1996 hat der Vemal- nung von 1977. 
tungsausschuß der Gemeinde dem Entwurf der 1. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr.1 - Ortsteil Walle 
einschließlich der Eniwurfsbeg~ndung zugestimmt 
und beschlossen. diese Eniwurfsunterlagen gem. g 3 
Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen. 

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 
14.1 1.1 996 ortsüblich bekanntgemacht. Die öffentli- 
che Auslegung erfolgte in der Zeit vom 18.1 1 .I996 bis 
zum 31.12.1996. 

Der Beschluß gem. g 10 BauGB wurde vom Rat dei 
Gemeinde in seiner Sitzung am 22.05.1997 gefaßt. 
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GELTUNGSBEREICH M 1: 5.000 

3.0 ERFORDERNIS 
DES AUFSTELLUNGSVERFAHRENS 

Die Gemeinde Winsen (Aller) besitzt seit Jahren eine 
positive Bevölkerungsenhvicklung, die deutlich über 
den im Landkreis üblichen Werten liegt (Bevölke- 
rungsenhvicklung in der Gemeinde Winsen (Aller) von 
1970 bis 1992 =+ 52.5 %; im Landkreis im gleichen 
Zeitraum =+ 7,9 '%). Zurückzuführen ist diese Entwick- 
lung wesentlich auch auf die günstige Verkehrsanbin- 
dung sowie auf die geographische Lage in der Nähe 
mehrerer Mittel- und Oberzentren und den interessan- 
ten Natur- und Landschaflsraum. Vorherrschende 
Wohnform ist das freistehende Einfamilienhaus. Die 
Nachfrage nach Wohnbauland kann derzeit durch 
qualifiziertes Bauland nicht abgedecki werden. 

Neben den Wohnnutzungen verfügt die Gemeinde 
Winsen (Aller) über überdurchschnittlich viele Berei- 
che für Freizeitnutzungen. wie 2.6. Wochenendhaus- 
gebiete. Der interessante Natur- und Landschafls- 
raum mit großem Waldbestand und Flußläufen. wie 
der Aller. besitzt eine große Anziehungskraft weit über 
das Gemeindegebiet hinaus. Die stetige Nachfrage 
nach entsprechenden Nutzungen hat in früherer Zeit 

zur Ausweisung weiterer entsprechender Nutzungs- 
bereiche geführt. Vorhandene Nutzungsansätze. wie 
Wochenendhausgebiete. wurden vergrößert bzw. 
aufgewertet. Die Entwicklung bzw. der Wunsch nach 
weiteren und höherwertigen Nutzungen (Anpassung 
der baulichen Nutzungsbereiche und -dichte sowie 
des Komforts an heutigen Standard und Bedad) ist 
nicht abgeschlossen. 

Neben den vorbeschriebenen Wohn- und Freizeitnut- 
Zungen hat sich in der Gemeinde Winsen (Aller). 
neben der Land- und Forshvirtschafi, ein überwiegend 
der Gemeindecharakieristik angepaßtes Gewerbe 
angesiedelt. Die Gemeinde verfügt somit über Ar- 
beitsplätze in unterschiedlichen Gewerbebereichen. 
Sie ist unabhängiger von konjunkiurellen Schwankun- 
gen. Die Gewerbe entwickeln sich in eigenständigen 
Gebieten, jedoch überwiegend. entsprechend der 
ländlichen Strukiur. innerhalb der Siedlungsgefüge in 
Dorf- und Mischgebieten. Zur Stärkung der Region ist 
es erforderlich, weitere gebietsverträgliche Gewerbe 
anzusiedeln und den bestehenden Betrieben bei 
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Bedarf Entwicklungsrnöglichkeiten zu geben. 

In der Vergangenheit wurde durch verschiedene 
Bebauungsplanverfahren der Flächenbedarf abge- 
deckt. Ein weiterer Bedarf konnte durch innere Ver- 
dichtung, d.h. durch Baulückenschließung, berücks- 
ichtigt werden. Die Möglichkeit zur weiteren Baulüc- 
kenschließung ist mittlerweile nur noch begrenzt mög 
lich. was wesentlich auch auf Eigentumsverhältnisse 
zurückzuführen ist. 

Die Baulandsituation verschärft sich stetig. Ursachen 
hierfür sind zum einen gesellschaflliche Entwicklun- 
gen wie: 

. gestiegener Wohnflächenbedarf pro Kopf 

. Zunahme und frühzeitige Familienentflech- 

tung 

. größere Anzahl von Einzel-Haushalten, die 

die Nachfrage nach Bauland bzw. Wohnflä- 
che erhöht 

längere Eigenständigkeit älterer Menschen 

. Zunahme von Über- und Aussiedlern 

Zuzug von Außen und 

- Zunahme der Freizeit durch Reduzierung der 
wöchentlichen Arbeitszeiten, Vorruhestands- 
regelungen, gestiegene Lebensdauer etc. 

Als Folge vorgenannter Entwicklungen ist ein kontinu- 
ierlicher Anstieg der Baulandpreise für Wohnnutzun- 
gen und andere bauliche Nutzungen zu verzeichnen. 
In den einzelnen Ortsteilen kann der Eigenbedarf 
teilweise aus dem Bestand heraus nicht mehr befrie- 
digt werden. Zum einen beabsichtigt die Gemeinde 
durch weitere Neuaufstellungen von Bauleitplänen die 
Situation in den GriH zu bekommen. Zum anderen soll 
durch die Möglichkeit zur nachträglichen Verdichtung 
der Druck verringert werden. 

Nach 5 1 Abc. 3 BauGB haben die Gemeinden Bau- 
leitpläne aufzustellen bzw. zu ändern. sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist. Hierbei sind nach 5 1 Abs. 5 
BauGB unter anderem die allgemeinen Anforderun- 
gen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie 
die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung (Nr. 
1). die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung bei Vermei- 
dung einseitiger BevölkerungsstruMuren, die Eigent- 
umsbildung weiter Kreise der Bevölkerung und die 

Bevölkerungsentwicklung (Nr. 2) und die sozialen und 
kulturellen Bedürfnisse. insbesondere die Bedürfnisse 
der Familien. der jungen und alten Menschen und der 
Behinderten, die Belange des Bildungswesens und 
von Sport. Freizeit und Erholung (Nr. 3) zu be- 
rücksichtigen. 

Die Verordnung über die bauliche Nutzung der 
Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in 
der Bekanntmachung der Neufassung vom 23. Januar 
1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geändert durch Art. 3 
des Gesetzes zur Erleichterung von Investitionen und 
Ausweisungen und Bereitstellungen von Wohnbau- 
land vom 22. April 1993 (BGBI. I S. 466). regelt die 
Fragen der überbaubaren Grundstücksflächen neu 
und sieht die Neuordnung der Geschoßflächenbe- 
rechnung vor. 

Bei der Geschoßflächenberechnung sind auf der 
Grundlage der BauNVO 90 im Bebauungsplan die 
Flächen von Aufenthaltsräumen in Nichtvollgeschos- 
Sen (anderen Geschossen), einschließlich der zu 
ihnen gehörenden Treppenräume und einschließlich 
ihrer Umfassungswände, nicht mitzurechnen soweit 
im Bebauungsplan keine abweichende Regelung 
getrofien wird. 

Das heißt. daß 2.B. ein Dachgeschoß, dessen anre- 
chenbare Grundfläche nicht mehr als 213 der darunter- 
liegenden Ebene ausmacht. bei Anwendung der 
BauNVO 90 ausgebaut werden darf, auch wenn 
hierdurch bisher die zulässige Baudichte überschritten 
wurde. Es wird somit die Möglichkeit geschafien, 
vermehrt Wohnraum bzw. nutzbaren Raum zu errich- 
ten. ohne da8 die erforderliche Grundstücksfläche 
vergrößert werden muß. 

Mit der Anwendung der BauNVO auf die Bauleitpla- 
nung, verbunden mit vorbeschriebener Regelung. 
sieht die Gemeinde die Möglichkeit, dem dringend 
benötigten Baulandbedarf bzw. dem dringenden 
Bedarf an weiterer Wohn-, Gewerbe- und Freizeitflä- 
che durch Verdichtung bereits vorhandener Gebiete 
entsprechen zu können. 

Der Rat der Gemeinde Winsen (Aller) hat daher für 
alle Bebauungspläne die Anpassung der Planungen 
an die neue BauNVO vorgesehen. Mit diesem Verfah- 
ren soll die BauNVO 90 für den Bebauungsplan Nr. 1 
"Vor dem Schüttelberg" Anwendung finden. 

UMWELT- UND NATURSCHUTZ 

Durch Bebauungen und Flächenbefestigungen 
werden die Aufnahmefähigkeit des Bodens für anfal- 
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lende Regenwasser herabgesetzt sowie Lebensraum 
für Pflanzen und Tiere reduziert. Mit der BauNVO 90 
ist eine Grundstücksversiegelung nicht mehr im 
gleichen Umfang wie früher möglich. Die zulässige 
Versieglung wird auf Ca. 150 %der zulässigen Grund- 
fläche für Hauptgebäude eingeschränkt (Ausnahme- 
regelungen sind möglich). 

Durch Anwendung der BauNVO 90 auf die Bauleitpla- 
nung der Gemeinde wird somit eine übermäßige 
Versiegelung von Grundstücken verhindert. Die 
Belange der Umwelt gewinnen an Gewicht, auch in 
bebauter Ortslage. 

NUTZUNGSVERTEILUNG 

Bei der Überarbeitung der BauNVO wurde bei ver- 
schiedenen Paragraphen eine Anpassung an heutige 
Nutzungsanforderungen bzw. eine Klarstellung der 
Regelungen vorgenommen. So wurden z.B. die 
ausnahmsweise zulassungsfähigen Nebenanlagen 
ohne Festsetzungen im Bebauungsplan auf fernmel- 
detechnische Anlagen und Anlagen für erneuerbare 
Energien erweitert. Die Zulässigkeit von Anlagen für 
sportliche Zwecke in allgemeinen Wohngebieten, 
Kerngebieten, Gewerbegebieten und reinen Wohnge- 
bieten wurde erleichtert etc. 

Die Bauleitplanung der Gemeinde soll an die geänder- 
ten "Nutzungsanforderungen und -zulässigkeiten" 
angepaßt werden. Grundsätzliche Änderungen der 
Nutzungsverteilung, -zulässigkeit und -struktur der 
einzelnen Baugebiete sind mit der Anwendung der 
BauNVO 90 nicht verbunden. Wohngebiete dienen 
weiterhin vorwiegend dem Wohnen und Gewerbege- 
biete weiterhin der gewerblichen Nutzung. 

Andere wesentliche Änderungen der BauNVO 90 sind 
lediglich für Neuaufstellungen von Bauleitplänen von 
Bedeutung. Sie betreffen daher dieses Änderungsver- 
fahren nicht. 

VEREINHEITLICHUNG DER RECHTSGRUNDLAGE 

Da bei Bauleitplanungen die jeweils zur Zeit des 
Aufstellungsverfahrens geltende Baunutzungsverord- 
nung anzuwenden ist. gelten heute für die Bebau- 
ungspläne der Gemeinde Winsen (Aller) die unter- 
schiedlichen Baunutzungsverordnungen aus dem 
Jahre 1962. 1968, 1977, 1986 und für aktuelle 
Bebauungspläne die BauNVO des Jahres 1990. 

Bei unterschiedlichen Bebauungsplänen sind daher 
unterschiedliche Fassungen und aufgrund von einer 
Vielzahl von Bebauungsplanänderungen auch inner- 

halb einzelner Bebauungspläne unterschiedliche 
Fassungen der BauNVO anzuwenden. 

Mit der Anpassung aller Bebauungspläne an die 
BauNVO 90 verfolgt die Gemeinde Winsen (Aller) 
gleichzeitig das Ziel. durch eine einheitliche Rechts- 
grund!age Rechtsklarheit für die Bevölkerung und alle 
am Baugeschehen Beteiligten zu schaffen. 

4.0 EINORDNUNG IN DIE BAULEITPLANUNG 

Mit der Anpassung der rechtswirksamen Bebauungs- 
pläne an die BauNVO 90 setzt die Gemeinde Winsen 
(Aller) ihre Bemühungen fort, den anstehenden FIä- 
chenbedarf für die unterschiedlichen baulichen 
Nutzungen. kurzfristig und ohne Beanspruchung 
zusätzlicher neu zu erschließender Flächen. abdec- 
ken zu können. 

Mit dieser Änderung wird auch weiterhin den Darstel- 
lungen des Flächennutzungsplanes entsprochen. Die 
Nutzungsart wird nicht verändert. Die relevanten 
Nutzungsgrößen der Flächennutzungsplanung für die 
verbindliche Bauleitplanung werden berücksichtigt. 
Durch die geänderten Berechnungsg~ndlagen der 
BauNVO 90 und die geänderte Nutzungszulässigkeit 
bei der Erfüllung der Festsetzungen ergeben sich 
keine Widerspüche zum wirksamen Flächennut- 
zungsplan. 

5.0 GRÜNPLANERISCHE BEURTEILUNG 
DER PLANUNG 

Negative Auswirkungen auf die Natur und den Land- 
schaftsschutz sind mit diesem Verfahren nicht ver- 
bunden. Der Änderungsbereich sowie das Umfeld 
sind durch bauliche Nutzungen vorgeprägt. Wertvolle 
Bereiche für Natur und Landschaft werden nicht 
zusätzlich in Anspruch genommen. lnsgesamt werden 
die möglichen Eingriffe in Natur und Landschaft mit 
diesem Verfahren reduziert, so daß Kompensations- 
maßnahmen nicht erforderlich sind. 

Zum einen bewirken die Planungen. daß zur Abdec- 
kung des Flächenbedarfs bedeutend weniger neue 
Flächen auf Gemeindegebiet einer baulichen Nutzung 
zugeführt werden brauchen. Zum anderen findet der 
Natur- und Landschaftsschutz im Plangebiet in der 
Form Berücksichtigung. daß der versiegelbare 
Grundstücksbereich deutlich reduziert wird. 

lnsgesamt ist somit von positiven Auswirkungen für 
die Umwelt aufgrund dieser Bebauungsplanänderung 
auszugehen. 
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6.0 KONZEPT UND FESTSETZUNGEN 
DESBEBAUUNGSPLANES 

Die wesentlichen Auswirkungen für den rechtskräfli- 
gen Geltungsbereich des Bebauungsplanes durch 
Zugrundelegung der BauNVO 90 werden nachfolgend 
erläutert. Auf Hinweise zu Änderungen, die für eine 
Neuaufstellung von Bauleitplänen von Bedeutung sind 
(zusätzliche "Regelungsmöglichkeiten"), wird verzich- 
tet. 

5 15 Die Unzulässigkeit baulicher und sonstiger 
Anlagen, die bisher u.a. gegeben war, wenn 
hiervon Belästigungen oder Störungen 
ausgehen können, die nach der Eigenart des 
Baugebietes im Baugebiet oder dessen 
Umgebung unzumutbar sind. wird dahinge- 
hend erweitert, daß die baulichen und sonsti- 
gen Anlagen solchen Belästigungen und 
Störungen nicht ausgesetzt werden dürfen. 

Nutzungen mit unterschiedlichem Störungs- und Emp- 
findlichkeitspotential müssen bei Entwicklungen sich 
gegenseitig berücksichtigen und gegebenenfalls ihre 
Emissionen reduzieren oder höhere Immissionen in 
Kauf nehmen. Gemengelage; Gebot der gegenseiti- 
gen Rücksichtnahme. 

Durch die bereits vorherrschende bauliche Nutzung 
ist für den Geltungsbereich von keiner geänderten 
Nutzungszulässigkeit aufgrund des 5 15 der BauNVO 
90 auszugehen. 

Für Vergnügungsstätten ist mit der BauNVO 
90 abschließend geregelt, daß diese in Klein- 
siedlungsgebieten, reinen Wohngebieten, 
allgemeinen Wohngebieten und Industriege- 
bieten nicht zulässig sind. daß diese in 
Mischgebieten nur in überwiegend gewerblich 
geprägten Teilen lediglich als kerngebietsun- 
typische Vergnügungsstätten allgemein 
zulässig sind. daß diese in besonderen 
Wohngebieten. Dorfgebieten und nicht über- 
wiegend gewerblich geprägten Mischgebiets- 
teilen lediglich als nicht kerngebietstypische 
Vergnügungsstätten ausnahmsweise zulässig 
sind und daß diese in Gewerbegebieten in 
jeglicher Art ausnahmsweise zulässig sind. 

Vergnügungsstätten wie z.B. Spielhallen haben in der 
Vergangenheit besonders in den Städten immer 
wieder starke Konflikte hervorgerufen. Zum einen ist 
dieses auf Lärmstörungen zurückzuführen, zum 
anderen auch auf die Nutzungsstruktur in Baugebie- 
ten. die durch entsprechende Vergnügungsstätten 
mehr oder weniger negativ beeinflußt wird. Die Ent- 
wicklung geht in jüngerer Zeit dahin. daß sich auch in 
ländlich geprägten Gegenden Vergnügungsstätten in 
Baugebieten mit Wohnnutzungen etablieren. Dieser 
Entwicklung soll in Winsen (Aller) mit Übernahme der 
BauNVO 90 (entsprechend hiermit geltender Nut- 
zungsverteilung in unterschiedlichen Baugebieten) 
entgegengewirkt werden. Vergnügungsstätten sollen 
vorrangig den zentralen Bereichen zugeordnet 
werden. Hier kann auch ein durch diese Nutzung 
steigendes Verkehrsaufkommen ohne größere Stö- 
rungen von Wohnstraßen besser bewältigt werden 
und öffentlicher Parkraum genutzt werden. 

5 14 Die ausnahmsweise Zulässigkeit von Neben- 
anlagen ohne Festsetzungen im Bebauungs- 
plan wird auf fernmeldetechnische Anlagen 
sowie auf Anlagen für erneuerbare Energien 
erweitert. 

Mit diese Änderung findet die fernmeldetechnische 
Kommunikation. deren Entwicklung sich in die entle- 
gensten Bereiche bereits vollzogen hat und der ein 
erhebliches Wachstumspotential für die Zukunft 
vorausgesagt wird. eine gebührende Berücksichti- 
gung. Negative Auswirkungen werden. ebenso wie bei 
Anlagen für erneuerbare Energien, nicht erwartet, da 
es sich um keine generelle Zulässigkeit handelt. Die 
ausnahmsweise Zulässigkeit beinhaltet immer auch 
eine Prüfung bezüglich denkbarer Störungen. 

Erneuerbare Energien sind für unsere Zukunft von 
besonderer Bedeutung. Dies besonders bei Betrach- 
tung der Gefahren und Umweltbelastungen, die mit 
den heute überwiegenden Energielieferanten (Öl, 
Gas. Kohle, Atom) verbunden sind und deren teilwei- 
se begrenzten Vorkommen. Die Nutzung erneuerba- 
rer Energien soll durch das Baurecht nicht unnötig 
behindert werden. 

5 20 (3)Bei der Berechnung der zulässigen Geschoß- 
flächen sind nunmehr die Flächen in Nicht- 
vollgeschossen nicht mehr mitzurechnen, 
soweit im Bebauungsplan keine abweichende 
Regelung getroffen wird. 
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Mit dieser geänderten Berechnungsformel wird eine 
Verdichtung bestehender Baugebiete ermöglicht. die 
sich auf die städtebauliche Gesamtsituation auswirkt. 
Die mögliche bauliche Nutzfläche pro Hektar nimmt 
zu, die Bevölkerungsdichte eines Baugebietes kann 
sich erhöhen. 

/ Diese Veränderungen wirken einer allgemeinen 
Tendenz, die zu einer Entvölkerung einzelner 
Wohngebiete führt, entgegen. Die Entwicklung aller 
Baugebiete zeigt deutlich auf, daß der Wohnflächen- 
bedarf pro Person zunimmt und somit eine zuneh- 
mend geringere Bevölkerung eine gleichbleibend 
große Fläche beansprucht. 

Da Erschließungsanlagen für den Individualverkehr. 
für die Ver- und Entsorgung sowie die Dimensionie- 
rung notwendiger Folgeeinrichtungen. wie Kinder- 
spielplatz u.ä. von ursprünglich größeren Zielzahlen 
ausgingen. kann mit der Zulassung des "Ausbaus" 
von Nichtvollgeschossen eine Anpassung erfolgen. 

Aus der Erhöhung der Besiedlungsdichte resultiert 
somit nicht eine den Gebietscharakter verändernde 
Nutzungsstruktur. Die Ver- und Entsorgung des 
Gebietes bleibt auch zukünftig gewährleistet. Die 
Erschließungsstruktur muß nicht an die neuen Ver- 
hältnisse angepaßt werden. Fragen des Immissions- 
schutzes stellen sich nicht neu. Da die Maßnahme 
keinen zusätzlichen Eingriff in die Umwelt bedeutet. 
werden Fragen des Natur- und Landschaflsschulzes 
von dieser Maßnahme nicht berührt. 

Die besondere Notwendigkeit. die Wohnfläche zu 
erhöhen. ergibt sich im gesamten Gemeindegebiet 
eindeutig aus der Bevölkerungsentwicklung der letz- 
ten Jahre. In der Gemeinde Winsen (Aller) stieg die 
Bevölkerung deutlich stärker an als im Landkreis 
insgesamt. Der im Entwurf vorliegende Entwicklungs- 
plan der Gemeinde Winsen (Aller) geht für die näch- 
sten 10 Jahre von einer positiven Bevölkerungsent- 
wicklung zwischen 1.2 O/o und 2.3 YO aus (1200 bis 
2300 Einwohner). 

Aus dieser voraussichtlichen Entwicklung ergibt sich 
für die Gemeinde die Notwendigkeit bauleitplanen- 
scher Berücksichtigung. Gemäß 5 1 BauGB sind 
Bauleitpläne von den Gemeinden aufzustellen (oder 
zu ändern). sobald und soweit es für die städtebauli- 
che Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Insbe- 
sondere zu berücksichtigen sind bei der Bauleitpla- 
nung die Wohnbedürfnisse und die Eigentumsbildung 
weiter Kreise der Bevölkerung. 

Um im gleichen Zuge die Umwelt und Natur sowie die 

Infrastruktureinrichtungen und Versorgungseinrich- 
tungen entsprechend zu berücksichtigen (vergleiche 
vorgehende Ausführung). soll ein Teil des Wachstums 

durch den Ausbau bestehender Gebäude aufgefan- 
gen werden. 

GEWERBLICHE NUTZUNGEN 

Die Anwendung der geänderten Regelung auch auf 
Bereiche mit größerer Zulässigkeit für gewerbliche 
Nutzungen im Gemeindegebiet. wie z.B. Mischgebie 
te. Dorfgebiete oder Gewerbegebiete, berücksichtigt 
das Erfordernis nach ausreichend wohnungsnahen 
Arbeitsplätzen. Die Anzahl der Arbeitsplätze je Betrieb 
ist in den letzten Jahren ebenfalls durchschnittlich, 
stetig zurückgegangen. Mit dem 5 20 Abc. 3 der 
BauNVO 90 werden existierenden Betrieben gebiets- 
verträglich Entwicklungsmöglichkeiten am Standort 
gegeben. Die Verhältnisse zwischen den unterschied- 
lichen Nutzungen im Gemeindegebiet, bezüglich 
Siedlungsdichte und Bauvolumen, bleiben erhalten. 

5 19 Bei der Ermittlung der bebaubaren (versiegel- 
baren) Grundfläche sind nun die Grundflä- 
chen von Garagen und Stellplätzen mit ihren 
Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des 5 14 
BauNVO und baulichen Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche, durch die das Bau- 
grundstück lediglich unterbaut wird. mitzu- 
rechnen. Die zulässige Grundfläche darf 
durch die Grundflächen der vorbezeichneten 
Anlagen um bis zu 50 % überschritten wer- 
den, höchstens jedoch bis zu einer Grundflä- 
chenzahl von 0.8, soweit im Bebauungsplan 
keine abweichende Regelung getroffen wird. 

Soweit der Bebauungsplan nichts anderes 
festsetzt. kann im Einzelfall von der Einhal- 
tung der vorgeschriebenen Grenzen. bei 
Überschreitungen mit geringfügigen Auswir- 
kungen auf die natürlichen Funktionen des 
Bodens oder wenn die Einhaltung der Gren- 
zen zu einer wesentlichen Erschwerung der 
zweckentsprechenden Grundstücksnutzun- 
gen führen würde, abgesehen werden. 

Ziel dieser Regelung ist, die versiegelten Grund- 
stücksteile möglichst gering und somit die Grundwas- 
serneubildungsrate und Freiflächen für Pflanzen und 
Tiere möglichst hochzuhalten. Besonders in der 
ländlich geprägten Gemeinde Winsen (Aller) ist eine 
großflächige Grundstücksversiegelung untypisch und 
nicht erforderlich. Die Belange der Natur und des 
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/ Umweltschutzes sollen stärker an Bedeutung gewin- 

/ Bei der sehr niedrigen Grundflächenzahl von 0,2 im 
Geltungsbereich wird die für Versiegelungen mit der 

I BauNVO 90 zur Verfügung stehende Fläche vielfach 
nicht ausreichen bzw. bereits durch die Bestandsnut- 
zung überschritten. Zur Berücksichtigung der Bau- 
struktur und Umweltbelange ist eine Anhebung der 
Grundflächenzahl. die auch großflächigere "Hauptge- 
bäude" ermöglichen würde. nicht vorgesehen. Zur 
"Konfliktlösung" wird bei der Grundflächenzahl von 
0.2. bei Verwendung von wasserdurchlässigen 
Belägen (vergleiche textliche Festsetzung), eine 
Überschreitung der Grundflächenzahl um bis zu 100 

. YO zugelassen. Hierdurch bleiben 2.6. weiter zurück- 
( liegende Garagen mit ihren Zufahrten (unabhängig 

vom Bestandsschutz) zulässig. Gleichzeitig wird der 
Versiegelungsanteil reduziert. 

§ 11 Für die Zulässigkeit von Einkaufszentren und 
Verbrauchermarkten beträgt der Regelgrenz- 
wert nun 1200 qm Geschoßfläche. Größere 
Einrichtungen sind nur in Kerngebieten und 
entsprechenden Sondergebieten zulässig. 

Mit dieser Änderung  wird das Niedersächsische 
Landesraumordnungsprogramm berücksichtigt, 
welches vorsieht, daß Umfang und Zweckbestimmung 
von Einzelhandels- und Großprojekten der jeweiligen 
Stufe der Gemeinde mit zentralörtlicher Bedeutung zu 
entsprechen haben und ausgeglichene Versorgungs- 
Strukturen nicht wesentlich beeinträchtigen dürfen. 
Der mit großen Einzelhandelsanlagen verbundene 
Liefer- und Kundenverkehr soll aus den Anlieger- und 
untergeordneten Sammelstraßen ferngehalten wer- 
den. Eine entsprechend verbesserte Versorgung der 
Bevölkerung ist hier nicht von Nöten und die Entwick- 
lung von zentralen Versorgungsbereichen für diejeni- 
gen Aufgaben verbunden mit Dienstleistungen, die 
nicht wirtschafllich über das gesamte Gemeindegebiet 
verteilt sind, soll nicht verhindert werden. Weiter wird 
durch die Neuregelung das Ortsbild und Landschafts- 
bild. geprägt durch kleingliedrigere Gebäude, stärker 
berücksichtigt. 

95 Bereits mit der BauNVO 77 war für MD- 
Gebiete eine "geringe" Beschränkung der 
Zulässigkeit von Wohnnutzungen zur stärke- 
ren Berücksichtigung der Land- und Forstwirt- 
schaft verbunden. Mit der BauNVO 90 wird 
die Stellung der land- und forstwirtschafllichen 
Betriebe weiter gestäikt. auf die nun vorrangig 

Rücksicht zu nehmen ist. Bei der Zweckbe- 
stimmung des Baugebietes wurde die Formu- 
lierung "sonstige Gewerbebetriebe" in "nicht 
wesentlich störende Gewerbebetriebe" 
geändert. 

Ziel der geänderten Fassungen der Baunutzungsver- 
ordnung ist, land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
nicht durch das Übewiegen des sonstigen Wohnens 
(wegen der von den Betrieben ausgehenden Belästi- 
gungen) in Schwierigkeiten zu bringen. Die Anhebung 
des Störungsgrades der sonstigen Gewerbebetriebe 
auf "nicht wesentlich störend" entspricht einer Anpas- 
sung an die tatsächliche Wesensart des MD-Gebie- 
tes, unabhängig davon, daß die der Versorgung der 
Bewohner des Gebietes dienenden Handwerksbetrie- 
be wie bisher - unabhängig von ihrem Störungsgrad - 
zulässig sind. 

Winsen (Aller) ist eine stark landwirtschaftlich gepräg- 
te Gemeinde. Die Sichening und somit die Stärkung 
der Land- und Forstwirtschaft ist ein Ziel der Gemein- 
de. welches sich mit dem geänderten § 5 besser 
durchsetzen Iäßt. 

7.0 VER- UND ENTSORGUNG 

Mit der Anpassung an die BauNVO 90 sind keine 
grundlegenden Auswirkungen für die Ver- und Ent- 
sorgung verbunden. Die Ver- und Entsorgung wird 
über ausreichend dimensionierte Leitungsnetze bzw. 
in geeigneter Weise in anderer Form sichergestellt 
(Bestandsnutzungen). Da die Nutzungsdichte je 
Gebäude bzw. je Grundstück früher deutlich höher 
war, steht nun ein Potential zur Verfügung. welches in 
Anspruch genommen werden kann. Kapazitätsgren- 
zen einzelner Ver- und Entsorgungseinrichtungen 
werden nicht überschritten. 

7.1 ABWASSERBESEITIGUNG 

Der Ortsteil Walle wird entsprechend dem Abwasser- 
rahmenplan bis 1998 an die zentrale Abwasserbesei- 
tigungsanlage angeschlossen. 

Die Elektrizitätsversorgung wird durch die Stromver- 
sorgung Osthannover GmbH sichergestellt (Stellung- 
nahme vom 13.02.1996). 

7.3 TELEKOM 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Fernmeldenetzes 
sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau und 
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Baumaßnahmen anderer Leitungsträger ist es not- 11.0 TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
wendig, daß Beginn und Ablauf der Erschließungs- 
maßnahmen im Planbereich der Deutschen Telekom. 
Niederlassung Hannover, mindestens 6 Monate vor TEIL A 
Baubeginn schriftlich angezeigt werden. / 8.0 BODENORDNENDE MASSNAHMEN ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN 

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich. Änderungen an den zeichnerischen Festsetzungen 
erfolgen nicht. 

9.0 KOSTEN 

Kosten für die Durchführung dieser Bebauungsplan- 
änderung entstehen für die Gemeinde nicht. 

10.0 VERFAHRENSVERMERKE 
ZUR BEGR~NDUNG 

Die Begründung wurde ausgearbeitet von der 
Planungsgemeinschafl P B R 
Olbersstraße 2 30519 Hannover 
Tel. 051 1183 58 60 
Hannover, den 27.8.1995 
Überarbeitete Fassung vom 27.05.1997 

Der Rat der Gemeinde Winsen (Aller) hat diese 
Begründung in seiner S i u n g  am 22.05.1997 be- 
schlossen. 

f 

TEIL B 

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

Die textlichen Festsetzungen werden wie folgt er- 
gänzt: 

11.1 HINWEIS AUF DIE FASSUNG DER BAU- 
NUTZUNGSVERORDNUNG 

FÜR DAS PLANGEBIET GILT DIE BAUNUT- 
ZUNGSVERORDNUNG (BAUNVO) IN DER 
BEKANNTMACHUNG DER NEUFASSUNG 
VOM 23.01.1990 (BGBL. I. S. 132). ZU- 
LETZT GEÄNDERT DURCH ARTIKEL 3 DES 
GESETZES ZUR ERLEICHTERUNG VON 
INVESTITIONEN UND DER AUSWEISUNG 
UND BEREITSTELLUNG VON WOHNBAU- 
LAND VOM 22.04.1993 (BGBL. I. S. 466). 

11.2 ÜBERSCHREITUNG DER GRUNDFIÄ- 
CHENZAHL 

INNERHALB DER BAUFLÄCHEN MIT DER 
GRZ VON 0.2 DARF DIE ZUIÄSSIGE 
GRUNDFIÄCHE BEI VERWENDUNG - - 

WASSERDURCHIÄSSIGER BODENBEIÄ- 
GE MIT EINER VERSICKERUNGSFÄHIGEN 
FIÄCHE (Z.B. FUGENANTEIL) VON 
MINDESTENS 40 O/o ODER EINEM AB- 
FLUSSBEIWERT VON UNTER 0.5 DURCH 
DIESE FIÄCHEN UM BIS ZU 100 % 
ÜBERSCHRITTEN WERDEN. 
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dFFENTLlCHE AUSLEGUNG 

SATZUNGSBESCHLUSS 
12.0 VERFAHRENSVERMERKE 

ZUR SATZUNG 

DER RAT DER GEMEINDE WINSEN (ALLER) HAT 
IN SEINER SITZUNG AM 22.05.1997 NACH 
PRÜFUNG DER BEDENKEN UND ANREGUNGEN 

AUFGRUND DES 5 1 ABS. 3 UND DES 5 10 DES NACH 5 3 ABS.2 BauGB DEN BEBAUUNGSPLAN 
B A U ~ ~ ~ ~ ~ ~ B U C H E S  (BAUGB) IN VERBINDUNG ALS SATZUNG NACH 5 10 BauGB SOWIE DIE 

W~NSEN (ALLER) DIESE I. ÄNDERUNG DES 
BEBAUUNGSPLANES NR. 1 ORTSTEIL WALLE 
,,VOR DEM sCHÜTTELBERG, BESTEHEND AUS 

BESCHLOSSEN. 

DER BEBAUUNGSPLAN IST GEMASS 5 11 ABS. 1 
UND 3 BauGB AM h.& . qg ANGEZEIGT 
WORDEN. FÜR DEN BEBAUUNGSPLAN WURDE 
EINE VERLETZUNG VON RECHTSVORSCHRIFTEN 
GEMÄSS 5 11 ABS. 3 BauGB P 

P NICHT GELTEND GE- 

IN SEINER SITZUNG AM 21.10.1993 DIE AUFSTEL- 
LUNG DER 1. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLA- 
NES NR. 1 "VOR DEM SCHÜTTELBERG" BE- 
SCHLOSSEN. NDKREIS CELLE 

DER VERWALTUNGSAUSSCHUSS DER GEMEIN- 

03.09.1996 DEM ENTWURF DES BEBAUUNGS- SEINER SITZUNG AM . . DEN IN DER 
PLANES UND DER ENTWURFSBEGRÜNDUNG GENEHMIGUNGSVERFÜGUNG VOM . . , 
ZUGESTIMMT UND DEREN ÖFFENTLICHE Ai! AUFGEFÜHRTEN 
AUSLEGUNG GEMÄSS 5 3 ABS. 2 BauGB BE- AUFLAGEN1 MASSGABENI AUSNAHMEN BEIGE- 
SCHLOSSEN. ORT UND DAUER DER ÖFFENTLI- TRETEN. DER BEBAUUNGSPLAN HAT ZUVOR 
CHEN AUSLEGUNG WURDEN AM 14.11.1996 WEGEN DER AUFLAGEN1 MASSGABEN VOM 
ORTSÜBLICH BEKANNTGEMACHT. DER ENT- . . BIS . . ÖFFENTLICH AUSGE- 
WURF DES BEBAUUNGSPLANES UND DER LEGEN. ORT UND DAUER DER ÖFFENTLICHEN 
BEGRÜNDUNG HABEN VOM 18.1 1.1996 BIS ZUM AUSLEGUNG WURDEN AM . . ORTSÜB 
30.12.1996 GEMÄSS 5 3 ABS. 2 BauGB ÖFFENT- LlCH BEKANNTGEMACHT. 
LlCH AUSGELEGEN. 

WINSEN (ALLER), DEN . . 
N 22.05.1997 

(L.S.) 

(GEMEINDEDIREKTOR) 


